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CITROËN C1
ab 1,99 €/Tag1 = 59,70 €/Monat1

CITROËN C3 PICASSO
ab 3,30 €/Tag2 = 99,00 €/Monat2

WARUM FÜR 1,99 €  INS FREIBAD GEHEN, 
WENN MAN ANS MEER FAHREN KANN?

VIEL AUTO MUSS 
NICHT VIEL KOSTEN. 

DIE CITROËN 
LEASINGANGEBOTE.

www.citroen.de

Kraftstoffverbrauch kombiniert von 6,4 bis 4,5 l/100 km; CO2-Emissionen kombiniert von 149 bis 103 g/km (VO EG 715/2007).

1Ein Kilometer-Leasingangebot der CITROËN BANK für den CITROËN C1 1.0 Advance 3-Türer zzgl. Fracht bei Sonderzahlung 1.990,– €, Lau= eistung 10.000 km/Jahr, Laufzeit 48 Monate. 2Ein Kilometer-Leasing-
angebot der CITROËN BANK für den CITROËN C3 PICASSO VTi 95 Attraction zzgl. Fracht bei Sonderzahlung 2.890,– €, Lau= eistung 10.000 km/Jahr, Laufzeit 48 Monate. Privatkundenangebote nur für sofort 
verfügbare Fahrzeuge mit Zulassung bis 30. 06. 2011. Abb. zeigen evtl. Sonderausstattung/höherwertige Ausstattung.

Autopark Soltau GmbH (H) · Am Hornberg 9 · 29614 Soltau · Tel.: (05191) 6070 · www.autoparksoltau.de

(H)=Vertragshändler, (A)=Vertragswerkstatt mit Neuwagenagentur, (V)=Verkaufsstelle

Kostenfrei: MINT-Woche
IDINGEN. Vom 1. bis 5. August or-

ganisiert das Bildungsbüro Heide-
kreis in Kooperation mit der Alfred-
Toepfer-Akademie für Naturschutz
und der Leuphana Universität Lüne-
burg eine einwöchige „MINT - Ma-
thematikInformatikNaturwissen-
schaftenTechnik – Summerschool“
auf dem Jugendhof Idingen. Schüler
der derzeitigen gymnasialen Jahr-
gangsstufen 5 und 6 sind in dieser
Woche herzlich eingeladen, Natur zu
erleben und hinter die Kulissen von
Energie und Technik zu schauen. Die

Teilnahme wird durch das Bildungs-
büro Heidekreis finanziert und ist da-
mit kostenfrei. Wer sich bewerben
möchte, schickt bis zum 22. Juni ei-
nen Motivationsbrief „Warum wollt
ihr an der MINT Summerschool - Um-
welt und Technik - teilnehmen und
worauf freut ihr euch besonders?“
sowie die persönlichen Daten (Na-
me, Alter, Schule, Klasse etc.) per
Post oder Mail an das Bildungsbüro
Heidekreis. Weitere Informationen
gibt es bei Azadeh Weinrich unter Ruf
(05191) 9670917.  

Mauer-Ausstellung 
Plakate und Film im Dorfmarker Heimathaus

DORFMARK. Am 13. August 2011
sind 50 Jahre seit dem Bau der Ber-
liner Mauer vergangen. Die Stiftung
Kirchspiel Dorfmark und der Hei-
matverein Kirchspiel Dorfmark neh-
men diesen Jahrestag zum Anlaß für
eine zeithistorische Ausstellung im
Dorfmarker Heimathaus. „Die Mauer
- eine Grenze durch Deutschland“
nennt sich die Ausstellung, für wel-
che die Bundesstiftung Aufarbeitung
in Zusammenarbeit mit den Tages-
zeitungen „Bild“ und „Welt“ 20 groß-
formatige Plakate geschaffen hat.

Mit eindrucksvollen Fotos und Do-
kumenten aus den Archiven der bei-
den Zeitungen zeigen die Plakate ver-
schiedene Aspekte der Mauer und
ihre Auswirkungen auf das Zusam-
menleben der Deutschen. Das SED-

Grenzregime und seine Opfer, die
Haltung der Westmächte, Fluchten
und Fluchthilfe, den Alltag entlang
der innerdeutschen Grenze und in
der geteilten Stadt, die juristische
Aufarbeitung der Grenze durch
Deutschland mit den Mauerschüt-
zenprozessen bis hin zur friedlichen
Revolution im Jahr 1989. Auch ein
Film über einen Hubschrauberrund-
flug entlang der Berliner Mauer wird
gezeigt. 

Die Ausstellung im Dorfmarker Hei-
mathaus wird am Freitag, dem 24.
Juni, um 18 Uhr eröffnet. Danach bie-
tet sie an Zeitgeschichte Interessier-
ten jeweils samstags und sonntags
am 25. und 26. Juni sowie am 2. und
3. Juli von 15 bis 18 Uhr interessan-
te Einblicke. Der Eintritt ist frei. 

Eindrucksvolle Fotos und Dokumente zeigen in der Plakatausstellung
verschiedene Aspekte der innerdeutschen Mauer.

Bundesrat bremst Pläne
Möhrmann und Klingbeil: Privatisierung der Abfallwirtschaft

SOLTAU-FALLINGBOSTEL. „Der
kommunalfeindliche Kurs der Bun-
desregierung bei der Neuordnung
der Abfallwirtschaft ist gescheitert“ -
der Landtagsabgeordnete Dieter
Möhrmann und sein Bundestagskol-
lege Lars Klingbeil begrüßen die Ent-
scheidung des Bundesrates, der in
seiner Sitzung Ende Mai die Pläne
der Bundesregierung zur Novellie-
rung des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes weitgehend abgelehnt hat. Die
Mehrheit der Ländervertreter sprach
sich gegen die geplante Schwächung
der kommunalen Verantwortung für
die Hausmüllentsorgung aus. So sol-
len gewerbliche Sammlungen nur
dann zugelassen werden, wenn es
sich um ein „auf freiwilliger Basis be-
ruhendes Angebot der unentgeltli-
chen Überlassung verwertbarer Ab-
fälle aus privaten Haushaltungen oh-
ne dauerhafte Strukturen handelt“.
Neben zahlreichen redaktionellen Än-
derungen wurde außerdem die Ein-
haltung europäischen Rechts ange-
mahnt und der geplante Zwang zur
Einführung einer einheitlichen Wert-
stofftonne abgelehnt.

Der Bundestagsabgeordnete Lars
Klingbeil hatte nach Vorliegen des er-

sten Gesetzentwurfs mit der Abfall-
wirtschaft Heidekreis gesprochen
und starke Bedenken gegen die ge-
plante Neuregelung „mitgenommen“.
Ein Kernpunkt der Kritik an den Plä-
nen der Bundesregierung sei die Ein-
schränkung der bisherigen Überlas-
sungspflicht für Abfälle aus Haus-
halten zugunsten der gewerblichen
Sammlung privater Entsorgungsbe-
triebe.

Diese wären in der Lage, die Wert-
stoffe gewinnbringend zu verkaufen.
Den Kommunen stünden diese Erlö-
se dann nicht zur Verfügung, obwohl
sie die teure Entsorgung des Rest-
mülls weiterhin übernehmen müßten.
Diese „Rosinenpickerei“ führe, laut
Klingbeil zwangsläufig zu höheren
Gebühren: „Besonders im ländlichen
Bereich werden starke Auswirkun-
gen befürchtet.“

Dieter Möhrmann argumentierte
auf Landesebene gegen die geplan-
ten Änderungen: „Besonders uns Ab-
geordneten mit kommunaler Einbin-
dung über Kreistag und Stadtrat wird
ständig bewußt, daß die Abfallent-
sorgung ein zentrales Element der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge ist“, hob
Möhrmann hervor. Hohe soziale

Standards, Wirtschaftlichkeit, stabi-
le Gebühren, eine hohe Recycling-
quote und ein effektiver Schutz der
Umwelt können nur so erreicht wer-
den“, sind sich Klingbeil und Möhr-
mann einig. „Eine Privatisierung,
auch eine schleichende, lehnen wir
ab und sind nach diesem Bundes-
ratsbeschluß zuversichtlich, daß sich
die kommunale Position auf Bun-
desebene durchsetzen wird.“

Die SPD-Kreistagsfraktion Soltau-
Fallingbostel hatte einen entspre-
chenden Antrag in den Kreistag ein-
gebracht, der mit großer Mehrheit
auch so beschlossen wurde. „Eine
Neuordnung des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes war er-
forderlich geworden, weil die EU-Ab-
fallrahmenrichtlinie in nationales
Recht umgesetzt werden muß“, so
Möhrmann.

Bereits der Referentenentwurf hat-
te zu breiter Abstimmung aller kom-
munalen Vertretungskörperschaften
geführt. „Zum Gesetzentwurf der
Bundesregierung gibt es verfas-
sungs- und europarechtskonforme
Alternativen, die hoffentlich jetzt zum
Zuge kommen“, hob Klingbeil ab-
schließend hervor.

Kandidaten der Bürgerunion
Sattler kandidiert für Kreistag / Listen bleiben für Interessierte noch offen

SOLTAU (suv). Für die im Sep-
tember anstehende Kommunalwahl
habe die Bürgerunion bereits einen
guten Grundstock an Kandidaten,
erklärte der Vorsitzende der Wähl-
ergemeinschaft Thorsten Schröder
am vergangenen Freitag: Demnach
sollen Klaus Grimkowski-Seiler und
Schröder Spitzenkandidaten für die
Soltauer Stadtratswahl werden und
die Listen in den beiden Wahlbe-
reichen der Böhmestadt anführen.
Für den Kreistag werde Dr. Rai-
mund Sattler im Wahlbereich Sol-
tau-Wietzendorf an der Spitze der
Liste stehen. Die Kandidatensuche
sei jedoch noch nicht abgeschlos-
sen: „Die Liste ist noch nicht voll,
und wir suchen noch Kandidaten“,
so Schröder. „Und Interessierte
müssen nicht unbedingt Mitglied
der Bürgerunion sein“, fügte Grim-
kowski-Seiler hinzu, der zusammen
mit Schröder ebenso für den Kreis-
tag kandidieren wird.

Bis die Wählergemeinschaft dann
bei der Mitgliederversammlung am
30. Juni ihre endgültige Entscheidung
trifft, sollen die Listen laut Schröder
offen bleiben. Eventuelle weitere
Kandidaten sollen allerdings auch
noch nach diesem Termin nachge-
meldet werden können, so der Vor-
sitzende. Die überwiegende Mehrheit
der Soltauer Ratsmitglieder der Bür-
gerunion, die dort aktuell mit sechs
Abgeordneten vertreten ist, wolle
wieder zur Wahl antreten, erläuterte
Schröder. Der Vorsitzende hoffe,
mindestens mit gleicher Stärke in den
Stadtrat einziehen zu können - für
den Kreistag hoffe die Bürgerunion
wieder auf zwei Sitze.

Zur Zeit sind Sattler und Grimko-
wski-Seiler bereits Kreistagsmitglie-
der. Neben den Kandidaten für den
Wahlbereich Soltau-Wietzendorf
werde Jörg Steppat die Liste für den
Wahlbereich Munster-Bispingen an-
führen, für den Wahlbereich Schne-
verdingen-Neuenkirchen sei noch
nichts entschieden - die Wählerge-
meinschaft wolle aber auch hier Kan-
didaten aufstellen, so Schröder wei-
ter. Offen bleibe auch noch, ob die
Bürgerunion wieder im Wahlbereich
Fallingbostel-Dorfmark vertreten sein
werde.

Fest steht auf jeden Fall das Wahl-
programm der Bürgerunion: „Wir
wollen auch weiterhin unabhängige
Sachpolitik zum Wohle Soltaus und
es Heidekreises machen“, so Schrö-
der. Dazu gehörten unter anderem
die Umsetzung eines dynamischen
Stadtentwicklungskonzeptes und ei-
ne gesunde Infrastruktur in der Böh-
mestadt: „Als Stadt muß man heute
immer besser werden“, erklärte der
Vorsitzende. 

Zum Wahlprogramm, das auch bei
der kommenden Mitgliederver-
sammlung am 30. Juni Thema sein
wird, gehören aber auch noch ande-
re Bereiche: So unterstütze die Bür-

gerunion neben den Planungen für
das Allwetterbad in Soltau auch das
Bürgerbegehren für das Heidekreis-
Klinikum. „Das Krankenhaus ist von
einem Ort der Daseinsvorsorge im-
mer mehr zu einem Wirtschaftsun-

ternehmen geworden“, mahnte Satt-
ler. Die Bürgerunion werde sich un-
ter anderem für den Erhalt der Kin-
derklinik in Soltau einsetzen. „Wir
können mit vielen Entscheidungen
des Aufsichtsrates einfach nicht le-

ben“, so Grimkowski-Seiler. Und
Schröder forderte erneut: „Wir sind
dafür, daß Aufsichtsratsvorsitzender
Dr. Karl-Ludwig von Danwitz sowie
die Geschäftsführung des Heidekreis-
Klinikums abgelöst werden sollten.“

Für die Bürgerunion treten als Spitzenkandidaten an (v.li.): Dr. Raimund Sattler (Kreistag) sowie Thorsten Schrö-
der und Klaus Grimkowski-Seiler (Stadtrat).


